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Geheimsache Gehalt: Wie Klarheit schaffen? 
Das Entgelttransparenzgesetz (EntgTranspG) soll Entgeltunterschiede zwischen Frauen und Männern 
bei gleichwertiger Arbeit aufdecken und beseitigen. Die neue EU-Richtlinie zur Entgelttransparenz 
(2023/970) sollte in Deutschland bis spätestens 7. Juni 2026 in nationales Recht umgesetzt werden, ein 
Gesetzentwurf liegt jedoch bislang nicht vor. Da sich Beschäftigte gegenüber staatlichen Arbeitgebern 
unmittelbar auf EU-Richtlinien berufen können, entfaltet die Richtlinie dennoch Wirkung. Kern ist der 
Auskunftsanspruch über Entgelt und Entgeltbestandteile der Vergleichsgruppe des anderen Ge-
schlechts nach den §§ 10 bis 12 EntgTranspG. Das gilt für Dienststellen öffentlich-rechtlicher Arbeitge-
ber in Schleswig-Holstein mit in der Regel mehr als 200 Beschäftigten. Ab 500 Beschäftigten muss zu-
sätzlich eine Berichtspflicht erfolgen. Eine Beteiligung des PR/BR ist zwingend erforderlich. Verbeamtete 
im Kommunal- und Landesbereich sind von den Regelungen des EntgTranspG ausgenommen. 
 

Rolle des PR/BR als Auskunftsstelle 
In Dienststellen mit PR/BR ist dieser nach § 14 Abs. 1 in Verbindung mit § 16 EntgTranspG grundsätzlich 
zuständig für die Entgegennahme und Bearbeitung der Auskunftsverlangen. Er nimmt die Anträge der 
Beschäftigten entgegen, wahrt deren Vertraulichkeit und nutzt für die Auskunft die vom Arbeitgeber zur 
Verfügung gestellten Entgeltdaten. Die Dienststellenleitung muss hierfür alle notwendigen Unterlagen 
und Informationen vollständig zur Verfügung stellen und den Datenzugang sicherstellen. 
 

Besondere Bedeutung bei angelehnten Arbeitsverträgen 
In tarifgebundenen Dienststellen könnten unter Umständen zur Erfüllung des Auskunftsanspruchs Hin-
weise auf die tariflichen Entgelttabellen und deren Einsehbarkeit ausreichen. Ungleichheiten zwischen 
Beschäftigten können aber durchaus auch hier entstehen, etwa bei unterschiedlichen Eingruppierungen, 
Zulagen, Beförderungen oder Führungsfunktionen, bei ansonsten gleichwertigen Tätigkeiten der be-
troffenen Beschäftigten. Sehr bedeutsam ist das EntgTranspG jedoch in jenen Bereichen, in denen le-
diglich „in Anlehnung" an den TVöD, TV-L oder TV-V vergütet wird, individualrechtliche Arbeitsverträge 
bestehen und Tarifregelungen nur teilweise übernommen sind. In solchen Konstellationen fehlt die Ver-
mutung eines diskriminierungsfreien tariflichen Entgeltsystems. Personal- und Betriebsräte sollten ge-
rade hier auf transparente und nachvollziehbare Kriterien der Entgeltfindung drängen, uneinheitliche 
Zulagen- und Entgeltbestandteile gezielt hinterfragen und die Beschäftigten aktiv über ihren Auskunfts-
anspruch informieren und zur Nutzung ermutigen. 
 

Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
Nach dem Urteil des BAG (8 AZR 488/19) genügt es, wenn Beschäftigte glaubhaft darlegen können, 
dass bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit weniger verdient wird als in der Vergleichsgruppe des 
anderen Geschlechts. In diesem Fall wird nach § 22 AGG automatisch vermutet, dass eine Benachtei-
ligung vorliegt. Die Beweislast kehrt sich um und der Arbeitgeber muss die Vermutung begründet wider-
legen. Gelingt das nicht, kann mit der komba ggf. geklagt und Schadensersatz verlangt werden. 
 

Mitbestimmung nach MBG und BetrVG 
Nach § 51 MBG gehören zur Mitbestimmung insbesondere die Kontrolle der Entgeltordnungen und die 
Zuordnung von Tätigkeiten zu Entgeltgruppen, Kriterien zur Bewertung gleichwertiger Arbeit, Regelun-
gen über Zulagen und andere Entgeltbestandteile sowie Verfahren zur Bearbeitung von Auskunftsver-
langen nach dem EntgTranspG – einschließlich KI-gestützter Personalentscheidungen. Nach § 56 MBG 
kann der Personalrat eigene Initiativen ergreifen und Regelungen anregen oder Dienstvereinbarungen 
vorschlagen. Für Betriebsräte ergeben sich entsprechende Rechte aus § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG (Ent-
lohnungsgrundsätze und betriebliche Lohngestaltung), § 99 BetrVG (Eingruppierung und Umgruppie-
rung) sowie § 80 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG (Überwachung der Einhaltung des EntgTranspG); Betriebsverein-
barungen können nach § 77 BetrVG angeregt werden. 
 

Tipp 
Beschäftigen Sie sich rechtzeitig mit der Erfassung und Auswertung der Entgeltdaten sowie der organi-
satorischen Vorbereitung auf Auskunftsersuchen. Mitglieder, die im Personalrat oder Betriebsrat tätig 
sind, können bei der komba gewerkschaft sh eine Muster-DV bzw. Muster-BV zur Umsetzung des Ent-
gelttransparenzgesetzes anfragen. 


